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Informationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in 
Deutschland 

Bonn, den 18. Dezember 1975 

Drei klare 
Entscheidungen 
Die Union geht geschlossen und in guter 
Verfassung in das wichtige Wahljahr 1976, 
stellte Helmut Kohl auf der letzten Sitzung des 
Präsidiums fest. Die Partei zeigt sich 
kämpferisch wie nie zuvor und kann einen 
stetigen Mitgliederzuwachs verzeichnen. 

Drei wichtige Ereignisse beherrschten die 
Bundespolitik zum Abschluß der parlamenta- 
rischen Arbeit 1975: 
1. Nachdem die SPD/FDP in ihrem Mitbestim- 

mungskompromiß das in Hamburg be- 
schlossene Modell der CDU in den we- 
sentlichen Punkten übernommen hat, wird 
auch die Union diesem Kompromiß grund- 
sätzlich zustimmen. 

2. Das Hochschulrahmengesetz kann in Kraft 
treten. Im Vermittlungsausschuß hat sich 
die Konzeption der CDU fast völlig durch- 
gesetzt. 

3. Die Union hat der mit der SPD/FDP-Mehr- 
heit im Bundestag beschlossenen Ehe- 
rechtsreform in wichtigen Fragen klare 
Alternativen entgegengesetzt. 

Helmut Kohl erklärte, bei diesen wichtigen 
Entscheidungen habe sich der Charakter der 
CDU als Volkspartei — gerade auch im Um- 
gang zwischen den Minderheiten und Mehr- 
heiten — vorbildlich dargestellt. 

• MITBESTIMMUNG 
Ein Vergleich des Koalitions- 
entwurfs mit dem Hamburger 
CDU-Modell beweist die 
Kehrtwendung der SPD/FDP. 
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• HOCHSCHULEN 
In zehn Punkten hat die Union 
die SPD/FDP zur Abkehr 
von ihrer verfehlten Hochschul- 
politik gezwungen. 
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• EHERECHT 
Die Position der Union Ist klar: 
Das SPD/FDP-Gesetz muß 
noch geändert werden. 
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• ADENAUER-JAHR 
Vermächtnis und Vorbild — 
Auszüge aus Reden Konrad 
Adenauers 1946/1966 in der 

Dokumentation 

Redaktion und Verlag wün- 
schen allen UiD-Lesern 
ein gesegnetes Weih- 
nachtsfest und ein glückli- 
ches neues Jahr. Die 
nächste Ausgabe von 
„Union in Deutschland" 
erscheint am 8. Januar 
1976. 
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• INFORMATIONEN 

Unionspreis für Kommunal- 
politik verliehen 
Der von CDU und CSU gemeinsam ge- 
tragene „Konrad-Adenauer-Preis für 
Kommunalpolitik" wurde jetzt erstmals 
verliehen. Mit einer Goldmedaille wur- 
den die Städte Bonn, Fulda, Neuss so- 
wie der Sozialdienst Unterpfaffenhofen- 
Germering (Kreis Fürstenfeldbruck) 
ausgezeichnet. Eine Silbermedaille er- 
hielten die Städte Bocholt und Trier. 
Wie der Vorsitzende der Kommunalpoli- 
tischen Vereinigung (KPV) der CDU/ 
CSU, Horst Waffenschmidt, in Bonn be- 
kanntgab, erfolgt die Auszeichnung „in 
Anerkennung hervorragender kommu- 
nalpolitischer Leistungen im Geiste 
Konrad Adenauers". Die Preise in Form 
einer von dem spanischen Surrealisten 
Salvadore Dali gestalteten Adenauer- 
Medaille in Gold und Silber werden von 
Helmut Kohl am 9. Januar in Bonn über- 
reicht. Künftig sollen die Auszeichnun- 
gen in dreijährigem Turnus überreicht 
werden. 

Adenauer bleibt Maßstab 
für CDU-Politik 
In der Bonner Beethovenhalle eröffnete 
Helmut Kohl in Anwesenheit von Mit- 
gliedern der Familie Adenauer die Aus- 
stellung ,,100 Jahre Konrad Adenauer". 
Der Vorsitzende der Konrad-Adenauer- 
Stiftung, Bruno Heck, und der Bonner 
Oberbürgermeister Hans Daniels spra- 
chen Grußworte. Helmut Kohl erklärte, 
diese Ausstellung sei keine „Nostal- 
gie", sondern ein Sich-zur-Geschichte- 
Bekennen, zumal „viele vergessen ha- 
ben, was eigene Haltung bedeutet". Die 

Adenauer-Ausstellung sei gerade in 
dieser Zeit notwendig, in der „bloße 
Aufgeregtheit schon als staatsmänni- 
sche Kunst" dargestellt werde. 

Personaleinsparungen 
beim Bundestag 
Bei der Einzelberatung des Etats des 
Deutschen Bundestages (02) hat der 
Haushaltsausschuß einvernehmlich 
sechzig von insgesamt 1 589 Stellen ge- 
strichen.  Es handelt sich  um fünfund- 
dreißig Beamte (davon zehn im höheren 
Dienst),   zwanzig   Angestellte   und   fünf 
Arbeiter. Dies entspricht einer Kürzung 
von   rund   4%.    Der   CDU/CSU-Abge 
ordnete   Jürgen   Wohlrabe,    Berichter 
statter für den Einzelplan 02 (Bundes 
tag), erklärte dazu, der Deutsche Bun 
destag sei mit gutem Beispiel vorange 
gangen. Die Kürzungen bei den einzel 
nen Ressorts der Bundesregierung lie 
gen jeweils erheblich tiefer. 

Der falsche Weg 
Die von der SPD/FDP-Mehrheit im Bun- 
destag beschlossene Erhöhung des Ar- 
beitslosenbeitrages von bisher zwei auf 
drei Prozent des Bruttoarbeitseinkom- 
mens eines jeden Arbeitnehmers ist von 
der CDU/CSU-Fraktion — wie angekün- 
digt — abgelehnt worden. Diese 50pro- 
zentige Erhöhung belastet die Arbeit- 
nehmer in ihrer Gesamtheit mit rd. zwei 
Milliarden DM, ebenso die Arbeitgeber 
mit der gleichen Summe. Angesichts 
der gegenwärtigen wirtschaftlichen Si- 
tuation ist eine solche Mehrbelastung 
unverantwortlich, die Kaufkraft der Ar- 
beitnehmer wird unzulässig einge- 
schränkt, die Investitionsbereitschaft 
der   Unternehmen   unnötig   erschwert. 
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MITBESTIMMUNG 

Union hat sich durchgesetzt — 
Hamburger Modell richtungweisend 
Nachdem die SPD/FDP ihren 
ursprünglichen Gesetzentwurf durch 
ihren Koalitionskompromiß vom 
9. Dezember 1975 abgeändert und 
das in Hamburg beschlossene 
Mitbestimmungsmodell der CDU in 
Wesentlichen Punkten übernommen 
hat, hat am 11. Dezember 1975 
die Führungsmannschaft der Union 
Empfohlen, dem Koalitions- 
kompromiß zuzustimmen.  Der 
Fraktionsvorstand und die Fraktion 
haben sich am 12. Dezember 1975 
dieser Empfehlung angeschlossen. 

Die Führungsmannschaft hat aller- 
dings auch klargestellt, daß die 

Regierungsvorlage in einigen Punkten 
loch erheblich verbesserungsbedürftig 
'st. Die Unionsparteien werden deshalb 
Versuchen, im weiteren Gesetzgebungs- 
Verfahren den vorliegenden Entwurf zu- 
9unsten der Arbeitnehmer zu verbes- 
sern. 
Irn Februar 1974 legte die Koalitions- 
regierung von SPD und FDP den Re- 
gierungsentwurf zu einem Mitbestim- 
rriungsgesetz der Arbeitnehmer vor. 

Die CDU/CSU-Opposition und auch der 
Bundesrat lehnten den Gesetzentwurf 
'n der ersten Lesung ab und forderten 
sine Sachverständigenanhörung, die im 
Herbst 1974 stattfand. Im Verlaufe die- 
ser Anhörungen vor dem Ausschuß für 
Arbeit- und Sozialordnung des Deut- 
schen Bundestages wurden gegen den 
Gesetzentwurf von den Sachverständi- 

gen erhebliche verfassungsrechtliche 
Bedenken geltend gemacht: 
— in der Gesetzesvorlage fehle eine 

für die Praxis brauchbare Patt-Auflö- 
sung, die die Entscheidungsfähig- 
keit der Unternehmen gewährleiste; 

— das von der Verfassung gebotene 
Letztentscheidungsrecht der An- 
teilseigner im Unternehmen sei 
nicht sichergestellt; 

— durch die Verbindung von Wahlmän- 
nerverfahren und Mehrheitswahl sei 
es möglich, daß sich eine Minder- 
heit über die Mehrheit hinwegsetze. 

Durch diese von der CDU/CSU durch- 
gesetzte Sachverständigen-Anhörung 
wurde die SPD/FDP-Regierung schließ- 
lich zu dem Eingeständnis gezwungen, 
„daß dieser Gesetzesentwurf in der vor- 
liegenden Form nicht verabschiedet 
werden kann". (Graf Lambsdorff, FDP, 
FAZ30. Juni 1975.) 

Inzwischen hat sich die Koalitionsregie- 
rung wesentliche Teile des Beschlusses 
des Hamburger Parteitags der CDU 
über die Lösung der Mitbestimmungs- 
frage zu eigen gemacht und in den 
Bundestagsfraktionen der SPD/FDP als 
Änderung der ursprünglichen Gesetzes- 
vorlage beschlossen. Aus dem Ver- 
gleich des Hamburger Parteitagsbe- 
schlusses der CDU und der beschlosse- 
nen Abänderungen der ursprünglichen 
Gesetzesvorlage ergibt sich das folgen- 
de Bild: 
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Das CDU-Modell 
Zusammensetzung des Aufsichtsrates 
O Der Aufsichtsrat besteht aus einer 
gleichen Zahl von Vertretern der An- 
teilseigner und der Arbeitnehmer. 
© Unter den Vertretern der Arbeit- 
nehmer muß sich mindestens ein Arbei- 
ter, ein Angestellter und ein leitender 
Angestellter aus dem Unternehmen be- 
finden. 
Das Wahlverfahren für die Wahl der 
Arbeitnehmervertreter muß den Ge- 
sichtspunkten des Minderheitenschut- 
zes Rechnung tragen. (Verhältniswahl) 
0 Die überwiegende Zahl der Arbeit- 
nehmervertreter soll im Unternehmen 
beschäftigt sein. Für zwei außerbetrieb- 
liche Vertreter haben Gewerkschaft und 
Betriebsrat Vorschlagsrecht. Alle Ar- 
beitnehmervertreter werden von der Be- 
legschaft gewählt. (Urwahl) 

Beschlußfassung im Aufsichtsrat 

© Kommt bei Zustimmungspflichtigen 
Geschäften ein Beschluß im Aufsichts- 
rat wegen Stimmengleichheit nicht zu- 
stande, so kann der Vorstand ohne Zu- 
stimmung handeln. Er muß darüber im 
Geschäftsbericht berichten. 

0 Kommt im Aufsichtsrat bei der Be- 
stellung des Vorstandes ein Beschluß 
wegen Stimmengleichheit nicht zustan- 
de, gibt die Stimme des Aufsichtsrats- 
vorsitzenden den Ausschlag. (Pattauflö- 
sung) 

© Der Aufsichtsratsvorsitzende wird 
vom Aufsichtsrat aus dem Kreis seiner 
Mitglieder mit Zweidrittelmehrheit ge- 
wählt. Kommt nach wiederholten Wahl- 
gängen ein Beschluß nicht zustande, so 
entscheidet entsprechend § 8 Montan- 
Mitbestimmungsgesetz die Hauptver- 
sammlung. (Letztentscheidungsrecht 
der Anteilseigner) 

Das Modell der Koalition 
© Die Aufsichtsräte der mitbestimm- 
ten Unternehmen setzen sich aus eine' 
gleichen Zahl von Mitgliedern der An- 
teilseigner und der Arbeitnehmer zu- 
sammen. 

© Das Wahlverfahren wurde völlig 
neu gestaltet: Arbeiter und Angestellte 
wählen dabei ihre Vertreter in getrenn- 
ten Wahlgängen, wenn nicht beide 
Gruppen eine gemeinsame Wahl be- 
schließen. Ein Aufsichtsratsmandat 
steht darüber hinaus den leitenden An- 
gestellten zu. 

0 Für 3 von 10 Aufsichtsratsmandaten 
haben die Gewerkschaften ein Vor- 
schlagsrecht. Die Arbeitnehmer könnef1 

sich mehrheitlich für die Urwahl ode1 

aber für das Wahlmänner-System ent- 
scheiden. 

© Ergibt eine Abstimmung im Auf- 
sichtsrat Stimmengleichheit, so hat bei 
erneuter Abstimmung über denselben 
Gegenstand der Aufsichtsratsvorsitzen' 
de zwei Stimmen. 

© Für die Bestellung und Abberufung 
des Vorstandes sind mindestens zwei' 
drittel der Stimmen des AufsichtsrateS; 
erforderlich. Kommt eine solche Zwei- 
drittelmehrheit nicht zustande, so ent- 
scheidet der Aufsichtsrat mit einfache' 
Stimmenmehrheit, wobei im Fall def 

Stimmengleichheit die Stimme des Auf' 
Sichtsratsvorsitzenden den Ausschlag 
gibt. 

0 Der Aufsichtsrat wählt mit einef 
Mehrheit von zwei Dritteln den Aufsichts- 
ratsvorsitzenden und seinen Stellvertre- 
ter. Kommt diese Mehrheit nicht zustan- 
de, so wählen die Aufsichtsratsmitglie' 
der der Anteilseigner den Aufsichtsrats- 
vorsitzenden und die der Arbeitnehmer 
seinen Stellvertreter mit einfache' 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
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HOCHSCHULRAHMENGESETZ 

Union zwingt SPD/FDP zur Abkehr 
von verfehlter Hochschulpolitik 
past auf den Tag ein Jahr, nachdem 
der Deutsche Bundestag das 
Hochschulrahmengesetz gegen die 
Stimmen der Union zum ersten 

| ^al verabschiedet hatte, mußte er 
sich erneut mit dieser Materie 
befassen. Zwischenzeitlich hatte der 
Vermittlungsausschuß von Bundes- 
tag und Bundesrat, den die 
^nionsregierten Länder im Bundes- 
rat angerufen hatten, das Gesetz 
"i monatelangen schwierigen Ver- 
handlungen von Grund auf im 
Sinne von CDU/CSU verändert. 

Kl achdem sich SPD und FDP den bes- 
* seren Argumenten der Union ge- 

fugt hatten, wurde die am 11. Dezem- 
ber 1975 im Vermittlungsausschuß er- 
2|elte Einigung über das seit sechs Jah- 
[Sn umstrittene Gesetz bereits am 12. 
^ezember vom Bundestag mit großer 
Mehrheit    gebilligt. 

'n allen Fragen, die die CDU für wesent- 
llch hielt, mußten SPD und FDP ihren 
Verfehlten hochschulpolitischen Kurs 
9lJfgeben, den sie noch bis zur Ableh- 
nung ihrer Gesetzeskonzeption durch 
^'e unionsregierten Länder im Bundes- 
J*t im Februar d. J. verfolgt hatten. Das 
^t zur Folge, daß in den von der SPD 
agierten Ländern die Hochschulgeset- 
e nunmehr grundlegend geändert wer- 
^n müssen. 

In folgenden zentralen Punkten hat die 
Union die SPD/FDP zur Änderung ihrer 
Politik gezwungen: 
O In einem besonderen Abschnitt des 
Gesetzes wird auf die Initiative der 
Union die verfassungsrechtliche Garan- 
tie der Freiheit von Forschung und Leh- 
re konkretisiert. Der Versuch der SPD, 
durch die Verpflichtung der Hochschule 
auf eine „Verantwortung vor der Gesell- 
schaft" diesen Abschnitt in sein Gegen- 
teil zu verkehren, scheiterte am Wider- 
stand der Union. 

0 Der im Regierungsentwurf vorgese- 
hene Vorrang der Gesamthochschule 
als künftige Organisationsform der 
Hochschulen wurde gestrichen. Entge- 
gen der Absicht von SPD/FDP enthält 
das Gesetz keine Vorschrift mehr, die 
die Länder zur Bildung von Gesamt- 
hochschulen verpflichtet. 
0 Die SPD/FDP mußte eine verfas- 
sungs- und sachgerechte Regelung der 
Mitbestimmung akzeptieren: 

— in allen Hochschulgremien, die mit 
Forschung, Lehre und Studium befaßt 
sind, müssen die Professoren die abso- 
lute Mehrheit haben; 
— Entscheidungen über Forschung 
und Berufungen können nur mit der 
Mehrheit der im zuständigen Gremium 
vertretenen Professoren getroffen wer- 
den. 
© Bei     der 
durchgesetzt, 

Personalstruktur    wurde 
daß    die    eigenständige 
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Fachhochschulprofessur erhalten bleibt 
und die mißlungene Konstruktion des 
Assistenzprofessors durch die Wieder- 
einführung des wissenschaftlichen As- 
sistenten abgelöst wird, der sich durch 
Promotion oder gleichwertige Leistung 
qualifiziert haben muß. 

0 Die   Fachaufsicht   des   Staates    in 
Fragen der Personal-, Wirtschafts-, 
Haushalts- und Finanzverwaltung wird 
durch das Hochschulrahmengesetz für 
alle Länder verbindlich vorgeschrieben. 

0 Der Hochschulzugang wird gerech- 
ter geregelt. In Fächern mit besonders 
hohem Numerus clausus soll durch stu- 
dienfeldspezifische Eignungsnachweise 
ein besonderes Qualifikationsverfahren 
zusätzlich zum Abitur vorgesehen wer- 
den. Durch Länderquoten wird verhin- 
dert, daß sozialdemokratisch regierte 
Länder durch eine ideologisch gesteu- 
erte Flut von Studienbewerbern Abitu- 
rienten aus anderen Bundesländern um 
ihre Studienchancen bringen. 

O Mit einem Ordnungsrecht, das 
auch den Hochschulverweis bzw. den 
Ausschluß vom Hochschulstudium in 
der Bundesrepublik vorsieht, wird Ge- 
walttätern und Störern an den Hoch- 
schulen das Handwerk gelegt. 

0 Durch eine effiziente Struktur von 
Studienreformkommissionen auf Län- 
der- und Bundesebene werden verbes- 
serte Studienbedingungen angestrebt, 
wobei in der Zusammensetzung der 
Studienreformkommissionen die Ver- 
antwortung des Staates für Studiengän- 
ge -mit staatlichen Prüfungsordnungen 
gewahrt bleibt. 

© Die Union hat durchgesetzt, daß 
Forschungsaufträge, die die Wirtschaft 
oder der Staat unmittelbar an einzelne 
Hochschullehrer vergeben, nicht dem 
Fachbereich angezeigt zu werden brau- 

chen, und daß dem Fachbereich hier 
auch kein Vetorecht zustehen soll. Eine 
anderslautende Bestimmung über die 
sogenannte Drittmittelforschung, die 
SPD und FDP im Gesetz vorgesehen 
hatten, wurde gestrichen. Damit ist ge- 
währleistet, daß der Bezug der Hoch- 
schulforschung zu den praktischen Pro- 
blemen von Wirtschaft und Gesellschaft 
auch in Zukunft gewährleistet und nicht 
einer sachfremden Publizität unterwor- 
fen wird. 

© Die vorgesehene Bundeshoch- 
schulkonferenz wurde auf Grund verfas- 
sungsrechtlicher Bedenken der Union 
aus dem Gesetz gestrichen. 

Dieser bedeutende Erfolg, den die 
Union hier für eine sachgerechte Hoch- 
schulpolitik erzielen konnte, darf aller- 
dings nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß es auch für die CDU/CSU nicht in 
allen Fragen zu einer restlos befriedi- 
genden Lösung kommen konnte. So 
mußte die CSU im Bundestag gegen 
das Hochschulrahmengesetz stimmen, 
weil die vorgesehene Regelung des 
Numerus clausus durch Länderquoten 
zwar eine insgesamt gerechtere Rege- 
lung bringt und Mißstände in sozialde- 
mokratisch regierten Ländern korri- 
giert, sich in einzelnen Fachbereichen 
aber zuungunsten der bayerischen Be- 
werber auswirken wird. 

Die CDU ihrerseits hat mit Rücksicht 
auf Bayern, das in seinem Hochschul' 
gesetz die verfaßte Studentenschaft ab' 
geschafft hat, entgegen den Wünscher1 

des RCDS und den eigenen hochschul' 
politischen Programmaussagen daran' 
verzichtet, daß die verfaßte Studenten' 
schaft im Hochschulrahmengesetz ver' 
bindlich vorgeschrieben wird. Ihre Re' 
gelung bleibt nunmehr den Gesetze^ 
der Länder überlassen. 
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EHERECHTSREFORM 

SPD/FDP-Gesetz in dieser Form 
ehe- und familienfeindlich 
Bei der 2. und 3. Lesung des Ersten 
Eherechtsreformgesetzes im 
Bundestag (11.12.1975) machten In 
einer ganztägigen Debatte die 
Sprecher der Union noch einmal 
durch zahlreiche Abänderungs- 
anträge deutlich, daß sie gegen- 
sätzliche Auffassungen zu den von 
den Koalitionsparteien mit ihrer 
Mehrheit im Rechtsausschuß durch- 
gesetzten Beschlüssen vertreten. 

Da    die    Abänderungsanträge    der 
Unionsparteien  von SPD/FDP  aus- 

nahmslos abgelehnt wurden, mußte die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion   dem   Er- 
sten  Eherechtsreformgesetz  insgesamt 
die   Zustimmung   verweigern.    Wieder 
einmal  haben SPD und FDP mit ihrer 
Mehrheit   damit   ein   Gesetz   durchge- 
setzt, das tiefgreifende Veränderungen 
bringt, ohne sich um eine breitere par- 
'amentarische Basis zu kümmern oder 
den schwerwiegenden Bedenken  nicht 
nur   der   Unionsparteien   Rechnung   zu 
^agen. Jetzt geht das Gesetz an  den 
Bundesrat.     Die     CDU/CSU-geführten 
Under   werden   den   Vermittlungsaus- 
Schuß anrufen. 

j^ach Auffassung der CDU/CSU ist das 
trste Eherechtsreformgesetz ehe- und 
'amilienfeindlich, denn es trägt Art. 6 
des Grundgesetzes, der Ehe und Fami- 
ne unter den besonderen Schutz der 
staatlichen Ordnung stellt, nicht genü- 
9end Rechnung. Ein Gesetz, das sich 
^it dem Scheitern  und  Scheiden  von 

Ehen befaßt, ohne einige grundsätzli- 
che, positive Aussagen zum Begriff von 
Ehe und Familie zu beinhalten, muß 
zwangsläufig zur Abwertung der Ehe im 
Bewußtsein der Bevölkerung führen. 
Der auf Drängen der CDU/CSU herein- 
genommene Satz, daß die Ehe auf Le- 
benszeit angelegt ist, reicht allein noch 
nicht aus, zumal der nachfolgende Text 
des Gesetzes ihm in keiner Weise ent- 
spricht. 

Das neue Eherecht ist ferner ungerecht 
und unbillig, denn es erleichtert einsei- 
tige Verstoßungsscheidungen; es gibt 
dem, der die Ehe zerstört, alle, dem 
ehetreuen Ehegatten dagegen keine 
Rechte. Eine Ehe soll geschieden wer- 
den können, wenn sie aufgrund von 
Zerrüttung gescheitert ist, auch wenn 
der für das Scheitern verantwortliche 
Ehepartner den Scheidungsantrag 
selbst stellt. Kann der Richter noch 
keine Zerrüttung feststellen, braucht 
der scheidungswillige Ehepartner nur 
drei Jahre zu warten, dann gilt eine 
dreijährige Trennung als Zerrüttungs- 
tatbestand. 

Mit diesem Scheidungsschematismus 
werden SPD/FDP den ganz unter- 
schiedlichen Verhältnissen in einer Ehe 
nicht gerecht. Er entspricht dem undiffe- 
renzierten Gleichheitsdenken dieser 
Partei. 

Die CDU/CSU setzt sich hingegen für 
Einzelfallgerechtigkeit ein, denn bei uns 
steht der einzelne Mensch nach wie vor 
im  Mittelpunkt.  Es ist auch  in  hohem 
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Maße unbillig, wenn — wie die Koali- 
tion es will — der die Ehe zerstörende 
Teil nach der Scheidung von seinem 
früheren Gatten, der ehetreu war, noch 
Unterhalt und Versorgungsausgleich 
beanspruchen kann. 

Das Gesetz ist kinderfeindlich, denn 
das interesse minderjähriger Kinder an 
der Aufrechterhaltung der Ehe soll 
nicht mehr berücksichtigt werden kön- 
nen. Die Koalition geht damit an der 
Tatsache vorbei, daß Kinder der 
schwächste und damit schutzbedürftig- 
ste Teil der Familie sind. 

Dem Schwächeren 
gebührt Schutz 
Das Gesetz ist unsozial, denn es sieht 
keine ausreichenden unterhaltsrechtli- 
chen Härteklauseln vor. Vielmehr geht 
es davon aus, daß nach einer Schei- 
dung jeder Ehegatte für sich selbst zu 
sorgen hat. Die CDU/CSU wollte genau 
umgekehrt verfahren und grundsätzlich 
von der fortwirkenden Verantwortung 
der Eheleute für einander und die ge- 
meinschaftlichen Kinder ausgehen. Wir 
wollten damit die Schwächeren in der 
Ehe schützen, während SPD/FDP ge- 
nau umgekehrt dem stärkeren Ehepart- 
ner das Fortgehen aus der Ehe noch 
erleichtern. 

Das Gesetz ist nicht liberal, denn es 
schafft weitgehend Zwangsrecht. Dies 
gilt zum einen für den Scheidungsauto- 
matismus, den der ehetreue Ehegatte 
hinnehmen muß, zum anderen auch be- 
sonders für den zwangsweise angeord- 
neten Versorgungsausgleich. Die 
CDU/CSU, die einem Versorgungsaus- 
gleich nach der Scheidung von Anfang 
an grundsätzlich zugestimmt hat, wollte 
erreichen, daß keine Zwangsregelun- 
gen die Eheleute daran hindern, die Art 
und Weise der Durchführung des Ver- 
sorgungsausgleichs unter Berücksichti- 

gung ihrer besonderen Verhältnisse frei 
zu vereinbaren. 

Das Gesetz ist frauenfeindlich, denn es 
beschränkt die Entscheidungsfreiheit 
der Frauen, entweder berufstätig zu 
sein oder sich dem Haushalt und der 
Erziehung der Kinder zu widmen. 

Das Gesetz ist inkonsequent, denn es 
regelt nicht das Ehe-Namensrecht, das 
einstmals von der Koalition als beson- 
ders wichtig bezeichnet, dann aber aus 
taktischen Gründen herausgelöst wur- 
de. 

Das Gesetz ist unpraktikabel, denn ins- 
besondere der Versorgungsausgleich 
ist so kompliziert geregelt, daß er kaum 
von Experten angewendet werden kann. 

Auch die CDU/CSU hat sich schon früh- 
zeitig für den Übergang vom Verschul- 
dens- zum Zerrüttungsprinzip ausge- 
sprochen, wenngleich sie auch der Auf- 
fassung ist, daß dieser Übergang kein 
Freibrief für verantwortungsloses Han- 
deln in der Ehe sein darf. 

Ehe auf 
Lebenszeit angelegt 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion orien- 
tiert sich nach wie vor am Berliner Pro- 
gramm der CDU, wo es in Ziffer 118 
heißt: 

„Die Ehe ist grundsätzlich auf Le- 
benszeit angelegt. Bei der Reform des 
Eherechts werden wir dafür eintreten, 
daß eine am verfassungsmäßigen 
Schutz von Ehe und Familie und an 
der sozialen Wirklichkeit orientierte 
Neuregelung der Scheidungsgründe, 
der Scheidungsfolgen, der Unter- 
halts- und Alterssicherung des ge- 
schiedenen Ehepartners und des 
Eheprozeßrechts gleichzeitig verab- 
schiedet wird." 
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KOALITION 

Unke setzen sich gegen 
Leber durch 

Die sofortige Einberufung des Verteidi- 
gungsausschusses des Deutschen Bun- 
destages hat die Arbeitsgruppe Vertei- 
digung   der   CDU/CSU-Fraktion   gefor- 
dert, da der Bundesminister der Vertei- 
digung   ohne   Informierung   des   Parla- 
ments   auf   dem   Verwaltungsweg   Er- 
leichterungen  für  Wehrdienstverweige- 
rer im  Einberufungsverfahren angeord- 
net hat, obwohl im Bundestag das Ge- 
setzgebungsverfahren   über   zwei   Ge- 
setzentwürfe   der   Koalition    einerseits 
und   der   CDU/CSU   andererseits   zur 
Neuregelung    des    Prüfungsverfahrens 
noch läuft. Form und Inhalt der Erlasse 
drängen den Verdacht auf, daß hier das 
Gesetzgebungsverfahren  auf dem Ver- 
waltungsweg   unterlaufen   werden   soll 
und   vollendete   Tatsachen   am    Parla- 
ment vorbei geschaffen werden sollen. 
Offensichtlich hätten die Linken in der 
Koalition  in  ihrem  Kampf gegen  Leber 
eine   neuerliche   Schlacht   gewonnen. 
Der Blick auf die Wahlurne scheine die 
Überhand   über  das   Interesse   an   der 
Verteidigungsbereitschaft  der  Bundes- 
republik Deutschland zu gewinnen. 

Getarnter Linkskurs 
der „Freien" Demokraten 
Einen erneuten Beweis für ihre takti- 
sche Zwielichtigkeit liefert die FDP mit 
ihrer schwankenden Haltung zum Hoch- 
schulrahmengesetz. Noch am Donners- 
tagabend vergangener Woche stimm- 
te die Mehrheit der FDP-Bundestags- 
fraktion dem Hochschulrahmgesetz, an 
dessen Beratungen ihre Vertreter aus 
Bund und Ländern monatelang im Ver- 

mittlungsausschuß mitgewirkt hatten, 
zu. Auf dem unmittelbar darauffolgen- 
den Wochenend-Kongreß der FDP über 
Bildungsfragen in Stuttgart aber unter- 
zeichneten 90 Prozent der 200 anwe- 
senden FDP-Politiker eine Erklärung, in 
der die FDP-Landtagsfraktionen aufge- 
fordert werden, die Anpassung der Län- 
dergesetze an das Hochschulrahmen- 
gesetz zu verweigern. Der bildungspoli- 
tische Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Anton Pfeifer, meint dazu, 
daß diesen FDP-Politikern offensicht- 
lich daran gelegen sei, die Zustände an 
Universitäten wie Bremen, Oldenburg, 
Osnabrück oder Marburg zu erhalten. 
„Überall dort, wo es um längerfristige 
Entwicklungen geht, verläßt die FDP 
ihre liberalen Grundpositionen und lei- 
stet sozialistischen Tendenzen Vor- 
schub", erklärte Pfeifer. 

Koalition drückt sich um 
Einsparungen 
Der Antrag der CDU/CSU im Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages, 
4 200 Stellen ab 1976 bei den Bundes- 
behörden einzusparen, wurde von der 
SPD/FDP-Mehrheit abgelehnt. Die Ge- 
gensparvorschläge der Koalitionspar- 
teien wurden von der CDU/CSU als 
weitgehend unwirksam und angesichts 
der katastrophalen Lage der Bundesfi- 
nanzen als völlig unzureichend bezeich- 
net. 

Staatsanwaltschaft 
ermittelt gegen Ehmke 

Gegen Prof. Horst Ehmke, ehemaliger 
Kanzleramts-Chef unter Willy Brandt, 
schwebt bei der Bonner Staatsanwalt- 
schaft ein Ermittlungsverfahren wegen 
Verdachts der uneidlichen Falschaus- 
sage vor dem Guillaume-Untersu- 
chungsausschuß des Bundestages. 
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Wahlkampfgruppe 
im Bundespresseamt 
Die Bundesregierung hat vorgesehen, 
wie sie jetzt im Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages zugeben muß- 
te, im Bundespresseamt sieben hoch- 
dotierte Bedienstete zur besonderen 
Verwendung im Rahmen des Bundes- 
tagswahlkampfes zu einer Sonderar- 
beitsgruppe zusammenzufassen (vergl. 
UiD 49/75). Die CDU/CSU-Vertreter im 
Haushaltsausschuß sehen hierin einen 
bisher nie dagewesenen Mißbrauch 
staatlicher Einrichtungen für parteipoli- 
tische Zwecke. Der Antrag, diese sieben 
Stellen zu streichen, wurde von den 
Koalitionsparteien abgelehnt. 

Regierung mißachtet 
Bundestagsbeschluß 
Unter Mißachtung eines einstimmig ge- 
faßten Beschlusses des Deutschen 
Bundestages hat die Bundesregierung 
bis heute noch nicht den Mieten- und 
Wohngeldbericht 1975 vorgelegt, der 
am 1. Juli 1975 fällig gewesen wäre. 
Die CDU/CSU-Fraktion ist nicht länger 
bereit, diese Pflichtverletzung hinzuneh- 
men. Um endlich Daten und Zahlen über 
die Entwicklung im sozialen Wohnungs- 
bau, im Sozialmieten- und Wohngeld- 
bereich zu erhalten, hat sie eine Kleine 
Anfrage vorbereitet, deren Beantwor- 
tung sich die Bundesregierung nicht 
entziehen kann. 

„Arbeitnehmerpartei..." 

Ein bezeichnendes Licht auf die Ent- 
wicklung der SPD wirft ein Artikel von 
Volkmar Gabert, Mitglied des SPD-Vor- 
standes und Vorsitzender der SPD- 
Fraktion im bayerischen Landtag, im 
„SPD-Pressedienst",   in  dem   es   u.   a. 

heißt: ,,Es ist wichtig, daß innerhalb der 
SPD eine Chancengleichheit wieder 
hergestellt wird. Wenn wir die Situation 
nüchtern betrachten, dann ginge die 
augenblickliche Entwicklung in die 
Richtung, daß für Mandate in der Partei 
auf allen Ebenen nur noch Mitglieder 
mit akademischer Bildung eine reale 
Chance hätten. Auch das Parteileben 
wird oft in einer Weise gestaltet, daß 
sich große Teile der Arbeitnehmer aus 
dem aktiven Parteibetrieb zurückzie- 
hen. Das beginnt mit einer Sprache, die 
von Arbeitnehmern nicht verstanden 
wird, und hört auf mit Parteisitzungen 
und Versammlungen, die oft bis zwei 
Uhr früh andauern." 

Suspektes MdB-Angebot 
der SPD 
Ein im Parlament einmaliger Vorgang 
läßt, wie CDU-Sprecher Willi Weiskirch 
erklärte, „tiefe Rückschlüsse auf das 
Personalangebot der SPD" zu. Nach 
dem Tod des schleswig-holsteinischen 
SPD-Abgeordneten Beermann bewarb 
sich der frühere Landtagsabgeordnete 
Bünemann um die Nachfolge. Doch 
mußte er wegen mangelnder Abgren- 
zung zur DKP aus der SPD ausge- 
schlossen werden. Nachfolger Nr. 2 ist 
nun ein über die schleswig-holsteini- 
sche Landesliste in den Bundestag 
nachgerückter Politiker namens Hans- 
Uwe Emeis, gegen den aber die Staats- 
anwaltschaft Itzehoe wegen Verdachts 
auf Urkundenfälschung Vorermittlungen 
aufgenommen hat. Doch bevor ihn 
dieser Schlag traf, hatte er den Bundes- 
tag bereits erreicht: Das Mandat kann 
ihm nun nicht entzogen werden. Die 
SPD will ihn jedoch nicht in ihre Frak- 
tion aufnehmen. Was bleibt: die Ge- 
prellten sind die Wähler. 



UiD 51/52 1975 • Seite 11 

NATO-KONFERENZEN 

Entspannung erst bei 
ehrlichen Gegenleistungen 
Wieder einmal ist der Westen 
um eine Hoffnung ärmer. Wer ge- 
dacht hatte, die Außen- und 
Verteidigungsminister der NATO 
brächten angesichts der bitter- 
ernsten Lage des Bündnisses die 
Kraft zu entschlossenem Handeln 
auf, wurde — zum wievielten 
Male eigentlich? — schmerzlich 
enttäuscht. Statt dessen wurde das 
übliche, aus jahrelanger Praxis 
sattsam bekannte Ritual abgespult. 
Dies stellte der verteidigungs- 
politische Sprecher der Bundestags- 
fraktion, Manfred Wörner, zum 
Abschluß der NATO-Konferenz fest. 

Auf der einen Seite beschwor man 
zu Recht die sich aus den wach- 

senden Rüstungsanstrengungen der 
Sowjetunion ergebenden Gefahren 
eines militärisch-politischen Überge- 
wichts des Ostblocks. Auf der anderen 
Seite aber fehlte die Kraft, den immer 
deutlicher werdenden Trend zu einseiti- 
gen Streitkräfte-Reduzierungen im We- 
sten zu stoppen oder gar umzukehren. 

Wenn sich nämlich das Kräfteverhältnis 
weiter zuungunsten des Westens ver- 
schiebt, wird der politische Einfluß der 
UdSSR auf Westeuropa unaufhaltsam 
zunehmen. Mit jeder Vergrößerung des 
Ungleichgewichts wird auch der müh- 
sam erhaltende Friede in Mitteleuropa 
zerbrechlicher. Die Chancen, zu einer 
ausgewogenen beiderseitigen Truppen- 
reduzierung zu kommen, werden immer 

geringer. Was ist nun die Bilanz der 
Brüsseler Konferenz? 

Erstens: Bezeichnend für den Zustand 
des Bündnisses ist die Tatsache, daß 
man sich im Kreise der Minister über 
nichts so schnell einigen konnte wie 
über ein wesentliches Zugeständnis 
des Westens an die Sowjetunion bei 
den Wiener Verhandlungen über eine 
ausgewogene Truppenreduzierung in 
Europa. Das Angebot an die UdSSR, 
Nuklearwaffen gegen eine Panzerarmee 
einzutauschen, muß vor dem Hinter- 
grund der gegenwärtigen Lage im 
Bündnis auf die Sowjetunion wie ein 
„Ausverkauf in Schwäche" wirken. 

Zweitens: Auch die Beschlüsse zur 
Standardisierung der Waffensysteme 
sind bei weitem nicht so mutig, wie das 
zunächst geklungen hatte. Sie sind or- 
ganisatorisch wie politisch merkwürdig 
vage, flüchten wieder einmal ins „Kom- 
missionsbilden" und führen über das 
Nebeneinander dreier Verfahren mit al- 
ler Wahrscheinlichkeit ins Durcheinan- 
der. Wann endlich begreift man in den 
Bündnisstaaten, daß die Zeit uns da- 
vonläuft? 

Immerhin bleibt ein schwacher Hoff- 
nungsschimmer, daß Frankreich zur 
Mitarbeit gewonnen werden kann. Es ist 
zu begrüßen, daß man die Tür für eine 
Kooperation mit den Franzosen in un- 
konventioneller Weise geöffnet hat. 
Frankreich muß allerdings klargemacht 
werden, daß diese Tür nicht unbegrenzt 
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lange aufbleiben kann. Entweder die 
Franzosen nützen diese Chance, oder 
das Geschäft wird und muß an ihnen 
vorübergehen. 
Drittens: Völlig unzulänglich sind die 
Entscheidungen der Konferenz über fi- 
nanzielle, personelle und materielle 
Verteidigungsanstrengungen. Man konn- 
te sich noch nicht einmal verbindlich 
auf die Erhaltung der realen Vertei- 
digungssubstanz einigen. Statt dessen 
wird man mit einer weiteren schleichen- 
den Aushöhlung der Streitkräftestärken 
und der Präsenz rechnen müssen. 
Die Bundesrepublik Deutschland steht 
zwar besser da als die anderen europä- 
ischen  Bündnispartner,  aber eben  nur 

als Einäugiger unter Blinden. Denn 
nichts kann darüber hinwegtäuschen, 
daß auch bei uns seit zwei Jahren die 
Verteidigungsaufwendungen real sin- 
ken. Einen schwachen Trost bieten we- 
nigstens die klaren Aussagen des neu- 
en US-Verteidigungsministers Rumsfeld 
und die deutlichen Warnungen von 
Bundesminister Leber vor einer illusio- 
nären Entspannungspolitik. 
Die Chancen für eine wirkliche Ent- 
spannung und einen dauerhaften Frie- 
den in Europa werden aber so lange 
schlecht bleiben, wie der Westen nicht 
die Kraft, Zeit und Geduld aufbringt, 
hart zu bleiben, bis auch die UdSSR zu 
ehrlichen Gegenleistungen bereit ist. 

Konsequenzen aus dem Guillaume-Urteil 
Zum Urteil im Guillaume-Prozeß 
erklärt der ehemalige Vorsitzende 
des Guillaume-Untersuchungsaus- 
schusses des Deutschen Bundes- 
tages, der CDU/CSU-Bundestags- 
abgeordnete Dr. Walter Wallmann: 

1. Das Oberlandesgericht Düsseldorf 
hat mit der gegen Günter Guillaume 
erkannten Strafe von dreizehn Jahren 
Freiheitsentzug nicht nur eine Aussage 
über die persönliche Schuld des Ange- 
klagten gemacht. Die Höhe des Straf- 
maßes weist vielmehr gleichzeitig auf 
Umfang und Ausmaß der Spionagetätig- 
keit, des schweren Landesverrates und 
auf die Größe des Schadens hin, den 
die Bundesrepublik Deutschland durch 
die Agententätigkeit des Ost-Berliner 
Spions erlitten hat. 

2. Auch das strafgerichtliche Verfahren 
hat mittelbar das Versagen und die 
schwere Mitverantwortung führender 
sozialdemokratischer Politiker und Be- 
amter erbracht, die durch die Einstel- 
lung des Agenten und seine Weiterbe- 

schäftigung nach der Enttarnung in un- 
mittelbarer Nähe des früheren Kanzlers 
Brandt durch pflichtwidrige Unterlas- 
sung die schwerwiegende Spionagetä- 
tigkeit im Zentrum der Regierung über- 
haupt erst ermöglicht haben. 
3. Das Verfahren vor dem Düsseldorfer 
Strafsenat hat schließlich den Beweis 
erbracht, daß die Feststellungen der 
CDU/CSU in dem parlamentarischen 
Untersuchungsverfahren in vollem Um- 
fang begründet waren, während die Be- 
hauptungen von SPD und FDP sich 
endgültig als der Versuch zur Vertu- 
schung und Verharmlosung des wirkli- 
chen Sachverhalts und der wirklichen 
Verantwortlichkeiten   erwiesen    haben. 
4. Über mögliche rechtliche und politi- 
sche Konsequenzen, die nach Abschluß 
des Strafverfahrens gegenüber den im 
Gesamtkomplex Guillaume politisch 
und dienstrechtlich Verantwortlichen zu 
ziehen sind, wird die Fraktion der 
CDU/CSU nach Prüfung der Entschei- 
dungsgründe des ergangenen Urteils zu 
befinden haben. 
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LANDESPARTEITAG SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Auch für die Landespolitik 
ist die Wende in Bonn unerläßlich 
Geschlossenheit und der feste 
Wille, im kommenden Jahr einen 
Beitrag zur überfälligen politischen 
Wende in der Bundesrepublik 
herbeizuführen, prägten das Bild 
des 28. Landesparteitages der CDU 
Schleswig-Holstein am vergangenen 
Wochenende. Zu einem eindrucks- 
vollen Erfolg wurden die Vorstands- 
wahlen für Ministerpräsident 
Dr. Gerhard Stoltenberg, der mit 
289 von 326 abgegebenen Stimmen 
als Landesvorsitzender in seinem 
Amt bestätigt wurde. Auch die 
Stellvertreter, Annemarie Schuster, 
MdL, Innenminister Rudolf Titzck, 
Landwirtschaftsminister Günter 
Flessner und der Vorsitzende der 
CDU-Landtagsfraktion Dr. Uwe 
Barschel erhielten erneut das Ver- 
trauen der Delegierten. 

Zu Beginn des Parteitages war Dr. 
Stoltenberg hart mit der SPD und 

der FDP des nördlichsten Bundeslan- 
des ins Gericht gegangen. Die führen- 
den Politiker beider Parteien wichen 
den zentralen Problemen des Landes 
zunehmend aus. Beide Parteien leiste- 
ten keinen wesentlichen Beitrag zur Lö- 
sung der regionalen Sorgen der Wirt- 
schaftspolitik und des Arbeitsmarktes. 
Eindringlich wies Dr. Stoltenberg darauf 
hin, daß sich SPD und FDP auch in 
Schleswig-Holstein nicht aus ihrer Ver- 
antwortung stehlen könnten, die sie als 
Bonner Regierungsparteien trügen. Auf 
die Bundesregierung eingehend erklär- 

te der Landesvorsitzende, das Kabinett 
Schmidt demonstriere immer wieder 
sein Unvermögen zur Lösung dringen- 
der Probleme. Es fehle der Bundesre- 
gierung der Mut, die wirkliche Situation 
ehrlich und offen darzustellen. So un- 
terschieden sich z. B. die internen Re- 
den Minister Friderichs und die Aussa- 
gen seiner Leitenden Beamten erheb- 
lich von dem, was die Öffentlichkeit zu 
hören bekomme. 
Kanzler Schmidt gebe für das katastro- 
phale Versagen seiner Regierung 
grundsätzlich dem Ausland, den Unter- 
nehmern und natürlich der Opposition 
die Schuld, während Friderichs völlig 
andere Ursachen für die Wirtschaftskri- 
se eingestehe: die ständig steigende 
Belastung der Betriebe durch höhere 
Steuern und Abgaben, sinkende Erträge 
und die Verunsicherung der Bürger. 
Trotz dieser Erkenntnisse aber habe 
auch Friderichs wider besseres Wissen 
im Kabinett den Steuer- und Sparbe- 
schlüssen der Bundesregierung zuge- 
stimmt. Die zweispaltige Rolle der heuti- 
gen FDP war auch Inhalt eines Antra- 
ges, in dem es hieß: „Solange die FDP 
nicht zu liberalen Grundsätzen zurück- 
kehrt, ist sie für die CDU nicht koali- 
tionsfähig." Dieser Antrag der Jungen 
Union wurde mit großer Mehrheit von 
den Delegierten angenommen. 

Eine harte Wahlkampfauseinanderset- 
zung prophezeite der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraklion, Prof. 
Karl Carstens, da SPD und FDP kämp- 
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fen werden wie nie zuvor. Wenn es 
zwischen diesen beiden Parteien auch 
einige unüberbrückbare Gegensätze 
gäbe, so seien sie sich doch einig, die 
Union zu diffamieren und zu verleum- 
den. Die FDP habe liberale Grundsätze 
verraten, da sie nicht bereit sei, die 
Grundsätze und Institutionen dieses 
Staates wirksam zu verteidigen. Das 
werde besonders deutlich in der Frage 
der Beschäftigung von Kommunisten im 
öffentlichen Dienst. 

Als Erfolg der konsequenten Haltung 
von CDU und CSU im Bundesrat werte- 
te Carstens den jetzt vorgelegten Ent- 
wurf der Regierungskoalition zur Mitbe- 
stimmung. Die Position von SPD und 
FDP in dieser Frage sei zusammenge- 
brochen, die Unionsparteien hätten sich 
mit ihren Vorstellungen weitgehend 
durchsetzen können. Dasselbe gelte 
auch für das Hochschulrahmengesetz, 
das nun zu 90 Prozent die Forderungen 
der Union enthalte. In Zukunft werde es 
ein Ordnungsrecht an den deutschen 
Universitäten geben, bei dem Studenten, 
die Vorlesungen nachhaltig störten, bis 
zu zwei Jahren relegiert werden könn- 
ten. Außerdem sei die Begrenzung der 
Studiendauer zu begrüßen. 

Energisch setzte sich der Oppositions- 
führer im Deutschen Bundestag für die 
Verteidigung der Grundwerte „Einig- 
keit, Recht, Freiheit" ein: „Einigkeit, da- 
mit meinen wir, daß wir zusammenste- 
hen für Recht und Freiheit. Recht, damit 
meinen wir, daß in unserem Lande 
Recht gelten soll, wo immer der einzel- 
ne in seiner Freiheit bedroht ist, aber 
mit Recht meinen wir auch soziale Ge- 
rechtigkeit. Wir sind eine Partei, die für 
soziale Gerechtigkeit eintritt. Und Frei- 
heit, damit meinen wir die Möglichkeit 
des Menschen, sich zu entfalten und 
nicht gängeln zu lassen durch Staat 
oder Organisationen, sich nicht in das 

Joch des Sozialismus pressen zu las- 
sen. Einigkeit, damit meinen wir auch 
die Einheit für das deutsche Volk, für 
das ganze deutsche Volk." 

Der Parteitag verabschiedete eine Rei- 
he von Anträgen. Ein Papier der Grund- 
satzkommission der schleswig-holstei- 
nischen CDU, die Macht der Verbände 
einzuschränken, wurde zur weiteren 
Beratung an die Beschlußgremien der 
Bundespartei überwiesen. 

Die Delegierten forderten ferner die Ge- 
werkschaften — besonders den DGB — 
auf, sich von ihrer einseitigen Festle- 
gung auf die SPD zu lösen und partei- 
politisch neutral mit allen politischen 
Kräften zusammenzuarbeiten. Die CDU 
bejahe als Volkspartei die Pluralität der 
Gewerkschaften und strebe ein kon- 
struktives Verhältnis zu  ihnen  an. 

Wechsel wichtiger denn je 
Beendet wurde der Landesparteitag mit 
einer eindrucksvollen öffentlichen 
Kundgebung, auf der auch Helmut Kohl 
sprach. Er appellierte an die Unionspar- 
teien, mit Kampfeswillen, Charakter und 
Solidarität in das Wahljahr 1976 zu ge- 
hen, die Wahlkampfzeit sei nicht die 
Stunde der Profilierung des einzelnen. 
Der Wechsel in Bonn sei wichtiger denn 
je, da sich die SPD zunehmend zur 
Staatspartei entwickele und die Bun- 
desrepublik als ihr Eigentum betrachte. 
Wahlkampfgegner für die Union bleibe 
Helmut Schmidt, auch wenn es Brandt 
sei, der die Diffamierungen ausstreue. 

Ministerpräsident Dr. Stoltenberg zog 
das Resümee: Die Union geht aus die- 
sem 28. Landesparteitag gestärkt und 
mit klaren politischen Vorstellungen 
hervor. Die Landespartei wird solida- 
risch um die Mehrheit der Stimmen 
kämpfen und Helmut Kohl auf dem Weg 
zur Kanzlerschaft unterstützen. 
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ZITATE 

Helmut Kohl: 
Die sechs Jahre Regierung unter der 
SPD waren eine Zeit des sozialen Rück- 
schritts. Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit, In- 
flation, Minus-Wachstum, höhere Steu- 
ern und Sozialabgaben — das ist sozia- 
le Demontage, wie sie härter nicht sein 
kann. 

* 
Die schwierigen Probleme von Gegen- 
wart und Zukunft müssen wir in der 
Solidarität aller Demokraten bewälti- 
gen. Das Freund-Feind-Schema der 
SPD stört den inneren Frieden und be- 
lastet die Zukunft unseres Volkes. 

* 
Wie muß es um die SPD in Wirklichkeit 
bestellt sein, wenn das überzogen gro- 
teske, ja sogar Haß hervorrufende 
Feindbild der Unionsparteien sowie der 
unbedingte Wille, über 1976 hinaus die 
Macht zu erhalten, das einzige ist, was 
die SPD noch zusammenhält. Die Stra- 
tegie der SPD verfolgt damit das Ziel, 
das demokratische Wahlrecht der Bür- 
ger zwischen demokratischen Alternati- 
ven faktisch zu beseitigen. 

* 
Wir üben Solidarität mit unseren schwa- 
chen Mitbürgern, den Kindern, mit den 
behinderten Bürgern. Sie alle haben 
keine Lobby. Wir werden sie nicht im 
Stich lassen. 

* 
In vielen großen, historisch und wirt- 
schaftlich bedeutsamen Städten der 
Bundesrepublik   sind   die   Bürger   in 

Anschrift: 

Scharen den Sozialisten davongelaufen 
Hier hat man durch bittere Erfahrung 
Verständnis dafür gewonnen, daß der 
Sozialismus keine Alternative darstellt. 

* 
Nur CDU und CSU können in allen 
Schichten unseres Volkes, bei Arbeit- 
nehmern und Unternehmern, Bauern, 
Handwerkern und Beamten das Ver- 
trauen und die Loyalität wieder herstel- 
len,  die für einen  neuen  Aufschwung 
notwendig sind. 

* 
Die Erhaltung von Freiheit und Wohl- 
stand in der Bundesrepublik ist nur in 
einem freien und geeinten Europa mög- 
lich. Wir sind bereit, einen Teil unsere/ 
Wirtschaftskraft für die Stärkung unc 
Sicherung der freiheitlichen Ordnung in 
Westeuropa einzusetzen. 

* 
Die Existenz und die Leistungen dei 
Bundesrepublik Deutschland, ihre Fä- 
higkeit, die Herausforderungen dieses 
Jahrhunderts zu bewältigen, bleiben aui 
schwankendem Grund gebaut, wenn ih- 
nen die geschichtliche Grundlage ent 
zogen wird. Ein Volk, das seiner Ge 
schichte zu entfliehen versucht, verlier 
seine Identität und verfehlt seine Aufga 
be in der Gegenwart. 
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